
Ronald  Pofalla 

Der beste Start einer Bundesregierung 
seit Jahrzehnten 

le   100-Tage-Bilanz   der 
gierung   von   Bundes- 

Janzlerin Angela Merkel 
al|t eindeutig aus: Angela 

^erkel und ihr Kabinett 
aoen   einen   glänzenden 

Start geschafft. 

Wir können mit Fug und 
Recht behaupten, dass es 

der beste Start einer Bun- 
desregierung seit Jahrzehn- 
ten ist. Die Menschen spü- 
ren das. Sie beginnen wieder 
mehr Vertrauen in die Poli- 

tik zu fassen, und auch die 
Wirtschaft schaut wieder 
optimistischer in die Zu- 
kunft. Wirtschaftsforscher 
haben ihre Wachstumsprog- 

nosen nach oben korrigiert. 
Das Geschäftsklima 



100-Tage-Bilanz 

So urteilt die Presse 

Bilanz der Frakti- 
onsvorsitzenden (S. 4) 
P. Götz: 100 gute Tage für 
Städte, Gemeinden und 
Kreise (S. 5) K. Rei- 
che/1. Aigner: Bildung 
und Forschung bei der 
Großen Koalition in gut- 
en Händen (S. 5-6) W. 
Börnsen: Kulturpolitik 
zeigt Profil (S. 7) U. 
Heinen: Starke Politik für 
Frauen und Familien (S. 
7-8) J. Klöckner: 100 
Tage effektive Verbrau- 
cherpolitik (S. 8) Ange- 
la Merkel: Mehr aus unse- 
rem Land machen (S. 9) 
Politisch-religiöser Dia- 
log: Gewalt ist kein Mittel 
zur Konfliktlösung (S. 10- 
11) Sachsen-Anhalt: 
Kraftvoller Start in heiße 
Wahlkampfphase (S. 12) 

Rheinland-Pfalz: Aus- 
bildung und Schule bes- 
ser verzahnen (S. 13) 
Hamburg: Fischer im Amt 
bestätigt (S. 13) M. 
Fuchs: Ohne mehr Flexi- 
bilität kein Jobwunder (S. 
14-15) L Meyer: Posi- 
tive Signale am Arbeits- 
markt durch konsequente 
Arbeit stärken (S. 15) 

„Gemeinsam hat die Koaliti- 
on [...] den Mumm, etwa in 
der Renten und der Steuerpo- 
litik Entscheidungen zu tref- 
fen, die unpopulär sind, aber 
wohl auch unausweichlich." 

Hamburger Abendblatt, 23.02. 

„Gemessen an den ersten 100 
Tagen der meisten Vorgän- 

gerregierungen fällt die An- 
fangsbilanz der großen Koali- 

tion in Berlin jedenfalls glän- 
zend aus: Neuer Politikstil, 
kaum Anfängerfehler, er- 
staunliche Geschlossenheit, 
eine im Ausland souverän 
auftretende Kanzlerin. War- 
um also das Haar in der Suppe 
suchen? Wer Merkel schon 

jetzt erlahmenden Reformei- 
fer unterstellt, unterschätzt 

sie." 
Flensburger Tageblatt 

vom 23.02.2006 

„Angela Merkel -für mich ei- 
ne Kanzlerin, sie sich küm- 
mert. Unaufgeregt, sachlich 
und ohne Eitelkeiten. Ein Füh- 
rungsstil, der unserem Land 
guttut." 

SUPERillu vom 23.02.2006 

„Und es scheint so, dass auch 
die Regierten ganz zufrieden 
sind. Nach mehr als 30 Jahren 

gibt es endlich wieder Einig- 
keit an der Spitze des Staates. 
Kein lästiges Parteiengezänk, 

keine langweilenden Politi- 
kerreflexe. " 

Badische Zeitung (Freiburg) 

vom 23.02.2006 

„Erstaunlich viel ist geschehen 

unter der Kanzlerin Angela 
Merkel, doch es bleibt noch 
mehr zu tun. Großbaustelle 
bleibt die Sanierung des Etats. 

Berliner Morgenpost, 27.02- 

„Nach hundert Tagen große* 
Koalition ist Angela Merkel 

die beliebteste Politikerin M 
Deutschland. Kein Kanzler vo? 
ihr hatte einen derart kome- 
tenhaften Start. [...] Im Land 
der schlechten Laune hat sicn 

die Stimmung aufgehellt. V^,r 

haben eine Bundeskanzlern 

die uns gefällt." 
Der Tagesspiegel Sonntag, 26-0*' 

Ausführliche Pressespiegel 

im   CDU-Mitgliedernetz 

unter www.cdunet.de 
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1 ist so gut wie im Oktober 
1991 - mitten im Vereini- 

gungsboom. Kurzum: Ein 
neuer Anfang für unser Land 
ist gelungen! 

Die neue Bundesregie- 
rung packt die Probleme in 
Deutschland konsequent 
an: 

Nach langen Verhandlun- 
gen ist die Föderalismus- 
reform vor kurzem end- 
gültig vereinbart worden. 

Sie ist die größte Ver- 
fassungsreform seit der 
Deutschen Einheit. Mit 
der Reform wird das 
Zusammenspiel zwischen 
Bund und Ländern völlig 

neu geordnet. Das Ziel: 
Klarere Kompetenzen, ei- 
ne schnellere Gesetzge- 
bung und ein effektiverer 
Staat. Jetzt wird die Re- 

form Schritt für Schritt 
umgesetzt. 
Die größte Rentenreform 
'n den letzten Jahrzehn- 
ten, die Rente mit 67 Jah- 
ren, ist von der Regierung 
gleich zu Beginn ihrer 
Arbeit beschlossen wor- 
den. Damit wird die Ren- 

te demographie- und zu- 
kunftsfest gemacht. 

* Die Große Koalition hat 
eir> Beschäftigungs- und 
^achstumspaket über 25 
Milliarden Euro beschlos- 
sen. Wir investieren in 
Bi|dung und Forschung, 
fördern Familien, stärken 
den privaten Haushalt als 

Arbeitgeber und erhö- 

hen die Verkehrsinvesti- 
tionen. Allein den Aus- 
bau von Straßen, Wasser- 
straßen und Schienen un- 
terstützen wir mit zu- 
sätzlichen 4,3 Milliarden 
Euro. Denn jede in Ver- 
kehrswege investierte 
Milliarde Euro sichert 
rund 25.000 Arbeitsplät- 
ze. 

Der Beitrag zur Arbeits- 
losenversicherung wird 
zum 1. Januar 2007 von 
6,5 auf 4,5 Prozent ge- 
senkt. Damit sinken die 
Lohnzusatzkosten und 
die Nettolöhne steigen. 
Für Arbeitgeber wird es 
attraktiver, Arbeitsplätze 
in Deutschland zu erhal- 
ten. Zum ersten Mal seit 
über 10 Jahren werden 
die Lohnzusatzkosten un- 
ter 40 Prozent liegen. Wir 
setzen damit eine zen- 
trale Vorgabe um, die 
die Union schon im Wahl- 

kampf 2002 gefordert 
hat. 

Die Bundesregierung hat 
sich darauf geeinigt, Fa- 
milien rückwirkend zum 
1.1.2006 mit zusätzli- 
chen 460 Millionen Euro 

pro Jahr zu fördern. El- 
tern werden Kinderbe- 
treuungskosten besser 
von der Steuer absetzen 
können. Das ist eine Ent- 
scheidung für Familien 
und für die bessere Ver- 

Mr hi Wein 
einbar- 

keit   von    Familie   und 
Beruf. 

- Ab 2007 soll der Bundes- 
haushalt wieder grundge- 
setzkonform sein. Außer- 
dem wollen wir ab 2007 

die    Maastricht-Kriterien 
wieder einhalten. Das ist 
ein   Beitrag  zur Genera- 

tionengerechtigkeit    und 
schafft   mehr   Spielraum 

für Investitionen. 
■ Außenpolitisch  hat Bun- 

deskanzlerin Merkel erste 
Akzente gesetzt: Sie hat 
den    EU-Finanzverhand- 
lungen  zum  Durchbruch 
verholfen, sie hat im Na- 
hen   Osten   Standhaftig- 
keit bewiesen und sie hat 
gegenüber Frankreich, den 
USA   und   Russland   ge- 
zeigt,   dass   Deutschland 
ein verlässlicher Partner, 
aber auch  ein  kritischer 
Freund ist. 

Der Bundesregierung ist ein 
ausgezeichneter   Start   ge- 
lungen. Aber es bleibt noch 
viel zu tun. Die ersten 100 

Tage sind Ansporn für unser 
weiteres Handeln. Vor uns 
liegen   Aufgaben,  die   viel 
Kraft kosten werden. Denn 

wir  haben  ein  klares  Ziel: 
endlich   wieder   mehr   Be- 
schäftigte und endlich wie- 
der weniger Arbeitslose. 
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Vrfir handln- 

Eine positive Zwischenbi- 
lanz nach den ersten 100 
Tagen der Großen Koaliti- 
on haben die Fraktionsvor- 
sitzenden der Koalitions- 
parteien, Volker Kauder 
und Peter Struck (SPD) so- 
wie der CSU-Landesgrup- 
penchef Peter Ramsauer 
gezogen. 

„Wir wollen, dass diese 
Große Koalition zum Erfolg 
wird", betonte CDU/CSU- 
Fraktionschef Kauder. Bei 
dem Dreiklang aus Sanie- 
ren, Investieren und Refor- 
mieren, den die Parteien 
im Koalitionsvertrag ver- 
einbart hatten, seien „be- 
deutende Schritte" erreicht 
worden. Beispielhaft nann- 
te er das 25-Milliarden-lm- 
pulsprogramm der Bundes- 
regierung zur Förderung 
von Wachstum und Be- 
schäftigung, die Einigung 
über die Föderalismusre- 

form   und  das  Gesetz  zur 

Bilanz der  Fraktionsvorsitzenden 

Bedeutende 
Schritte erreicht 

Pressekonferenz der Fraktionsspitzen: Volker Kauder (CDU), Peter Struck (SPD) und 
Peter Ramsauer (CSU) 

Eindämmung missbräuchli- 
cher Steuergestaltungen. 

Bundeskanzlerin Angela 
Merkel und Vize-Kanzler 
Franz Müntefering hätten 
als „Gespann" dafür ge- 
sorgt, dass eine ganz andere 
Stimmung in Deutschland 
entstanden sei. Die Men- 
schen in unserem Land sei- 
en von der Arbeit der Koa- 
lition angetan und „hör- 
ten der Politik wieder zu", 
machte Kauder deutlich. 

Die Führungen der Koali- 
tionsfraktionen hätten sich 

in den ersten 100 Tagen als 
„Problemloser" erwiesen- 

Beispielhaft nannte KaudC 
den Kompromiss bei den 
Kinderbet reu ungs koste1 

und den Durchbruch bei der 

Föderalismusreform. 
Nach CSU-Landesgrup- 

penchef Ramsauer habe 

sich das vom „Wähler er' 
zwungene Zweckbündm5 

inzwischen als ,,handlungs' 
fähiges Regierungsbündm5 

erwiesen. Dennoch: ,.W' 
haben nicht vor, zu fusion^ 

ren", sagte Kauder. 

HINTERGRUNDINFOS 

Umfangreiche  Informatio- Flugblattset (5 Flugblätter) aufwww.cducsu.de 
nen   zur   100-Tage-Bilanz Presseschau (Lang-, 100 Tage Große Koalit 

finden Sie Kurzfassung) on - Erfolgreiche Regie 

aufwww.cdunet.de Sprechzettel von Ronald rung Merkel. 
Faktensammlung Pofalla zur Pressekonfe- (PDF, 4 Seiten) 
(PDF, 7 Seiten) renz 
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100 gute Tage für 
Städte, Gemeinden 

und Kreise 

Kaum im Amt räumte die 
Unionsgeführte Bundesre- 
gierung im Dezember 2005 
d'e im Rahmen der Hartz IV- 
"tevision von der rot-grü- 
nert Vorgängerregierung 

beschlossene Rückzahlung 
<n Höhe von rund 3 Mrd. Eu- 
r° vom Tisch. Die Kommu- 
nen hatten damit endlich 

■te notwendige Planungssi- 
cherheit für die Aufstellung 
if,rer Haushaltspläne. 

Dieses Beispiel zeigt, dass 
d'e ersten 100 Tage der 
v°n Bundeskanzlerin Angela 
Merkel geführten Großen 

Koalition auch für die Städte, 
Gemeinden und Landkreise 
überaus positiv verliefen. Die 
°tschaft an die Kommunen 

lautet: Wir halten Wort! 

Wir wissen, dass Deutsch- 
and für die Bewältigung der 

§<"oßen gesamtgesellschaft- 
ichen Aufgaben auf starke 

Und handlungsfähige Kom- 

munen angewiesen ist. Ne- 
en der Integration von Zu- 

Wanderern in unsere Gesell- 
schaft, der städtebaulichen 
AnPassung   an   die   demo- 
^raPhische Entwicklung und 
der* Ausbau der Kinderbe- 
reuung   steht  dabei   auch 
er notwendige Ausbau und 
le Pflege der Infrastruktur 
es Standorts Deutschland 

* 

im Vordergrund. Konnexi- 
tät, Einnahmenverstetigung, 
Ausgabenentlastung, Ver- 

schlankung und Entbürokra- 
tisierung stehen deshalb im 
Zentrum unseres Handelns. 
Die ersten 100 Tage haben 
gezeigt, dass die Bundesre- 
gierung den Worten auch 
Taten folgen lässt. 

Peter Götz ist der kom- 
munalpolitische Sprecher 
der Bundestagsfraktion. 

Bildung und 
Forschung bei der 

Großen Koalition in 
guten Händen 

In den ersten hundert Ta- 
gen der Großen Koalition 
haben Bildung, Forschung 
und Innovation endlich den 
Stellenwert erhalten, der in 
der Diskussion bereits seit 
Jahren eingefordert wird. 

Das Bundeskabinett hat 
in einem Kraftakt sechs Milli- 
arden   Euro   zusätzlich   bis 

zum Ende 
der Legislaturperiode für Bil- 
dung und Forschung bereit- 
gestellt. Wichtige, bis dato 
noch nicht finanziell abge- 
sicherte Vorhaben, wie die 
Exzellenzinitiative für die 
Hochschulen, der verlässli- 
che Drei-Prozent-Aufwuchs 
für die großen Forschungs- 
organisationen - Pakt für 
Forschung - und der Bau der 
Großgeräte Röntgenlaser 
XFEL und des Beschleuniger- 
zentrums FAIR, haben nun 
eine finanzielle Grundlage. 

Die High-Tech-Strategie 
für Deutschland ist in Ar- 
beit. Innovationsstrategien 
für die Schlüsseltechnolo- 
giebereiche, von der For- 
schung bis zur Anwendung, 
lösen isolierte Forschungs- 
projekte ab. In Kürze wird 
auch der Innovationsbeirat 
seine Arbeit aufnehmen. 

Der Hochschulpakt ist auf 
dem Weg. Erste Gespräche 
mit den Ländern haben statt- 
gefunden. Wir freuen uns, 
dass in den nächsten Jahren 
mehr junge Leute zum Stu- 
dium kommen. Sie sollen 
günstige Studien- und For- 
schungsbedingungen an den 
Hochschulen vorfinden. Der 
Bund wird vor allen Dingen 
in die so genannte Vollkos- 
tenfinanzierung der Hoch- 
schulforschung    einsteigen. 
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Auf eingeworbene 
DFG-Drittmittel erhalten die 
Hochschulforscher ab 2007 
einen Zuschlag zur Abdeck- 
ung der allgemeinen Ver- 
waltungs- und Infrastruktur- 
kosten. Die Finanzierung ei- 
nes Studiums wird einfacher. 
Die Bundesregierung hat grü- 
nes Licht gegeben für den 
KfW-Studienkredit. Dieser 
wird bereits ab dem Som- 
mersemester 2006 angebo- 
ten und steht jedem Studen- 
ten offen. Der erfolgrei- 

che Ausbildungspakt - über 
60.000   neue   Ausbildungs- 

Katherina Reiche 

platze sind bereits geschaf- 
fen - wurde um drei Jahre 
verlängert. Der Pakt wird 

vom neuen Ausbildungs- 
programm JOBSTARTER 
flankiert. Kleinere und mitt- 
lere Betriebe erhalten über 
das Programm Unterstüt- 
zung  im  Ausbildungsmana- 

llse Aigner 

gement und können so leich- 
ter Ausbildungsplätze schaf- 
fen, dasselbe gilt für Migran- 

tenunternehmen. 
Katherina    Reiche    ist 

Stellv. Fraktionsvorsitzende. 

Ilse Aignerdie bildungs- und 
forschungspolitische Spre' 
cherin. 

REICHE: GROßE KOALITION - FÜR UMWELT EIN ERFOLG 

Die Große Koalition ist 

für den Umwelt- und 

Klimaschutz ein Erfolg. 

Wichtige Bausteine des 

Koalitionsvertrages sind 

bereits in den ersten 100 

Tagen auf den Weg ge- 

bracht worden. 

So ist mit der Neuge- 

staltung des Programms 

zur energetischen Gebäu- 

desanierung ein wichtiger 

Schritt gelungen, die Po- 

tenziale zur Energieein- 

sparung im Gebäudebe- 

reich zu erschließen. Hier- 

durch   wird   sowohl    ein 

wichtiger Beitrag zum Kli- 

maschutz als auch ein Im- 

puls für Arbeitsplätze in 

Mittelstand und Hand- 

werk gegeben. 

In dieser Legislaturperi- 

ode stehen weitere wichti- 

ge umweltpolitische Ent- 

scheidungen an. Insbeson- 

dere Fragen der Energiepo- 

litik werden hier dominie- 

ren. Hierzu zählen vor al- 

lem der Emissionshandel, 

die Förderung erneuerba- 

rer Energien und die stär- 

kere Nutzung von Biokraft- 

stoffen. 

Auch die Suche nach 
einem Zwei-Endlager-Kon- 

zept für radioaktive Abfälle 

muss zügig und ergebniso- 

rientiert angegangen wer- 

den. Losgelöst von der De- 

batte um eine längere 

Laufzeit von Kernkraftwer- 

ken müssen hier schnell 

Vorschläge erarbeitet wer- 

den, damit es in dieser Le- 

gislaturperiode zu einer 

Lösung kommen kann. 

Katherina Reiche is* 
die Stellvertretende Vor- 

sitzende der CDU/CSÜ- 

Bundestagsfraktion. 
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Kulturpolitik zeigt 
Profil 

Die Kultur in Deutschland 
Profitiert von der Großen 
Koalition: 

Was die Bundesregierung 
zugesagt hat, hält sie. Der 
Kulturetat in Höhe von 1,06 
Mrd. Euro erfährt für den 
Haushalt 2006 eine Steige- 
rung. In einer Zeit von Kür- 

zungen in fast allen Berei- 
ten ist diese Tatsache ein 
deutliches Signal pro Kul- 
tur. Ein berechtigter Erfolg 

für Staatsminister Bernd 
Neumann, der Tatkraft, Ent- 
scheidungs- und Dialogbe- 
reitschaft praktiziert, denn 
die Kultur schafft auch neue 

Arbeitsplätze. Seit 1995 stieg 
deren Anzahl um 31 Prozent, 

während das Wachstum in al- 
'en anderen Bereichen bei 
annähernd Null stagnierte. 
Fast 800.000 Erwerbstätige 
sind in Kulturberufen tätig, 
knapp 50 Prozent von ihnen 

abständig. Die nationale 
Autoindustrie beschäftigt ca. 
615.000 Menschen. Doch ne- 
ben dem Bund sind es die Ge- 

meinden mit gut 3,7 Mrd. Eu- 
r° sowie die Länder mit 3,6 
^rd. Euro, die den Hauptan- 
e'l an den Kulturausgaben 
e'sten. Eine großartige Leis- 
tung  aller  drei   staatlichen 

benen. Im europäischen 
Vergleich liegt die Bundesre- 
PubÜk damit in der Spitzen- 

Wirh aride/n. 

Wolfgang Bo 

gruppe der Kulturnationen. 
Die mit dem Haushaltsent- 
wurf 2006 garantierte Ent- 
scheidung der Bundesregie- 
rung unter Vorsitz von Bun- 
deskanzlerin Angela Merkel, 
bei der Beibehaltung des er- 

mäßigten Mehrwertsteuer- 
satzes für die Kultur- 
zwecke zu bleiben, ist nicht 
nur ein Signal für die Wert- 
schätzung kultureller Lei- 
stungen und Güter, sondern 
gleichzeitig eine Aufforde- 
rung an die Verantwortlichen 

- wo möglich - für mehr Ar- 
beitsplätze zu sorgen. Die 
100 ersten Regierungstage 
haben für die Kultur- und 

Medienpolitik gleichzeitig ei- 
ne hohe Gemeinsamkeit von 
Union und SPD bei der Um- 

setzung von Kulturentschei- 
dungen gezeigt, ob es das 
Unesco-Überein kommen 
zum Kulturgutschutz ist, die 

Folgerichtlinie oder das Ge- 
setz zur Nationalbibliothek 
gewesen sind. Die 100 Tage 
trotz Weihnachtsunterbrech- 

ung waren 
100 gute Handlungstage für 
eine umsichtige, kooperative 
Kulturpolitik, doch es bleibt 
noch viel zutun! 

Wolfgang Börnsen ist 
der kultur- und medienpoli- 
tische Fraktionssprecher. 

Starke Politik für 
Frauen und Familien 

In der Familienpolitik hat 
Bundesministerin Ursula 
von der Leyen neue Akzen- 
te gesetzt. Ihr ist es gelun- 
gen, die Familienförde- 
rung in der kurzen Zeit zu 
einem Topthema der Koali- 
tion zu machen. 

Mit der steuerlichen Ab- 
setzbarkeit von Kinderbe- 
treuungskosten, der baldi- 
gen Einführung von Eltern- 

geld und dem Programm 
„Erfolgsfaktor Familie. Un- 

ternehmen gewinnen" für 

eine familienfreundlichere 
Arbeitswelt haben und wer- 
den sich die Voraussetzun- 
gen für Frauen in Deutsch- 
land stark verändern. 

Die Union steht für die 
Wahlfreiheit von Frauen, ihr 
Leben und ihre Familie nach 
eigenem Gusto zu gestal- 
ten, doch diese Wahlfreiheit 

ist erst mit der Schaffung 
neuer  Möglichkeiten   auch 
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^irhandejn. 

gesichert. Sie wird 
mit der neuen Bundesregie- 
rung sowohl gefördert als 
auch vorgelebt, indem sie 
eine Politik schafft, die sich 
für Familien und für Frauen 
gleichermaßen einsetzt. 

Angela Merkel ist die 
erste Kanzlerin in der Ge- 

schichte der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Ihre Kanz- 
lerschaft ist ein bedeuten- 
der Schritt - und gleichzei- 
tigein Signal für alle Frauen. 
Mit einer Kanzlerin wird die 
Gleichung „Kanzler = Mann" 
endgültig in die historische 

Mottenkiste verbannt. Mäd- 
chen und Frauen können 
ganz konkret erleben, dass 

ihnen die Möglichkeit, Po- 
litik mitgestalten zu kön- 
nen und verantwortungs- 
volle Positionen einzuneh- 
men, offen steht. 

Ursula Heinen ist Vorsit- 
zende der Frauen-Gruppe 
der Bundestagsfraktion. 

100 Tage effektive 
Verbraucherpolitik 

Die unionsgeführte Bun- 

desregierung hat der Ver- 
braucherpolitik schon in 
den ersten einhundert Ta- 
gen der Großen Koalition 

eine neue Perspektive ge- 
geben:   Weg   von   einer 
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bloßen Symbolpolitik, hin 
zu einer Verbraucherpoli- 
tik als nachfrageorientier- 
te Wirtschaftspolitik. 

Bereits in den ersten Wo- 
chen wurden entscheidende 
Maßnahmen auf den Weg 
gebracht, wie etwa das Ver- 
braucherinformationsgesetz 
oder die Novellierung des 

Versicherungsvertragsrechts. 
Die Union lässt dem Ver- 

braucher wieder eine Schlüs- 
selstellung zukommen, denn 
letztlich entscheidet er über 
Erfolg und Misserfolg von 
Unternehmen. Leitbild ist 
der informierte, mündige Bür- 

ger und Konsument. Dort, 
wo es eine strukturelle Un- 
terlegenheit des Verbrau- 

chers im Marktgeschehen 
gibt, muss diese ausgegli- 
chen werden. 

Der Verbraucherschutz- 
minister Horst Seehofer hat 

im Bereich des gesundheitli- 
chen Verbraucherschutzes 
im Zusammenhang mit dem 

Gammelfleischskandal     ge- 

Julia Klöckner 

nauso wie bei der Geflügel- 
pest sicher und schnell ge- 
handelt - im Sinne einer 
präventiven gesundheitli- 

chen Verbraucherpolitik. Ge- 
rade bei der Bewältigung die- 
ser Probleme sind uns Trans- 
parenz und Informationen 

für den Verbraucher wichtig- 
Neben Fragen der Le- 

bensmittelsicherheit und 
des allgemeinen gesundheit- 
lichen Verbraucherschutzes 

gewinnen durch die Globali- 
sierung und den technischen 

Fortschritt auch rechtliche 
und wirtschaftliche Fragen 
an Bedeutung. Die Union 
wird deshalb dort, wo andere 

Ministerien zuständig sind, 
immer auch ein Auge auf Re- 
gelungen und Gesetzesent- 

würfe haben, die den Ver- 
braucherschutz betreffen- 
denn die Union begreift 

Verbraucherpolitik als Quer- 

schnittsaufgabe. 
Julia Klöckner ist die Ver- 

braucherschutzbeauftragte 

der Bundestagsfraktion. 



Politischer Aschermittwoch 

11 Mehr aus unserem Land machen u 

Angela Merke 
Vorpommern 

Bundeskanzle- 
rn Angela Mer- 
kel hat der 

Großen Koaliti- 
on beim Politi- 
schen Ascher- 
mittwoch der 
CDU in Meck- 
lenburg-Vor- 
pommern einen 

guten Start be- 
scheinigt. 

Vor den rund 
3-000 Teilneh- 
mern der Kundgebung in 
Demmin sagte die CDU-Vor- 
sitzende, die Arbeit in der 
Koalition funktioniere „sehr 
gut". Es hätten sich „Ver- 

bauen und gegenseitiger 
Respekt" herausgebildet. 
Nach dem „Versprochen - 
Gebrochen" der rot-grünen 
Bundesregierung fassten 
auch die Menschen wieder 
»ein Stück Vertrauen in das 
Politische Handeln". Dies 
§e'inge aber nur, wenn die 
Politik „keine Illusionen 
°der Luftschlösser" aufbaue. 

Zwar könne die CDU in 
der Großen Koalition nicht 
a'les durchsetzen, was sie für 
richtig halte, räumte die 

Kanzlerin ein. Deshalb habe 
S|e auch bewusst von kleinen 

Schritten gesprochen. Wenn 
lcn aber gar nichts ändere, 

werde Deutschland von an- 
dren Ländern abgehängt, 

aufgrund   dessen   müssten 

n. POLITISCHER 
HE'VnlUWOCU 

und der Vorsitzende des Landesverbandes Mecklenburg- 
ürgen Seidel 

die Deutschen in vielen Be- 
reichen lernen, „neue Wege 
zu gehen", so Merkel. Jahr 
für Jahr müsse „ein Stück des 
Weges" geschafft werden. 

Merkel bezeichnete die 
hohe Arbeitslosigkeit als 
Hauptproblem Deutsch- 
lands. Sie könne und werde 
sich nicht mit der Tatsache 
abfinden, dass allein in 
Mecklenburg-Vorpommern 
über 20 Prozent der Men- 
schen arbeitslos seien: Das 
Credo der Bundesregierung 
laute „Sozial ist, was Arbeit 
schafft". Im Einzelnen plä- 
dierte die Kanzlerin für ei- 
nen umfassenden Bürokra- 

tieabbau und schnellere Pla- 
nungsverfahren bei Infra- 
strukturmaßnahmen, um so 

Beschäftigungshemmnisse 
abzubauen. 

Ausdrücklich warb die 
CDU-Vorsitzende für die 
Wiederwahl der Ministerprä- 

sidenten Günther 
H. Oettinger in 
Baden-Württem- 
berg und Wolf- 
gang Böhmer in 
Sachsen-Anhalt 
sowie für die Re- 

gierungsübernah- 
me von Christoph 

Bohr in Rheinland- 
Pfalz und Jürgen 
Seidel in Mecklen- 
burg-Vorpom- 

mern. Es sei gut, 
dass es in den Ländern und 
im Bund keine rot-grünen 
Regierungen mehr gebe, 
aber auch die rot-roten 
müssten abgelöst werden. 
So habe sich seit dem Aus- 
bruch der Vogelgrippe auf 
Rügen gezeigt, wie schlecht 
die Landesregierung zusam- 

menarbeite. Sie sei weder 
dieser Aufgabe gewachsen 
noch der Bekämpfung der 

Arbeitslosigkeit. 
Mit Blick auf die Fußball- 

WM sprach sich die Kanzle- 
rin dafür aus, im Notfall die 
Bundeswehr auch im Innern 
einzusetzen. Zugleich stell- 
te sie jedoch klar, dass die 

Soldaten nicht als Polizis- 
ten eingesetzt werden sol- 
len. Ebenso wie Innenminis- 
ter Wolfgang Schäuble plä- 
dierte Merkel dafür, an 
Plätzen mit Großbild-Über- 
tragungen eine Videoüber- 
wachung durchzuführen. 
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Politisch-religiöser Dialog 

Gewalt ist kein Mittel zur Konfliktlösung 
Auf Einladung des Vorsit- 
zenden der EVP-ED-Frakti- 
on im Europäischen Parla- 
ment, Hans-Gert Pötte- 
ring, nahmen der General- 
sekretär der Arabischen Li- 
ga, Amr Moussa, sowie 20 
Botschafter und Vertreter 
der Mitgliedstaaten der 
Arabischen Liga an einer 
Abendveranstaltung im Eu- 
ropäischen Parlament teil. 

„Dieses Zusammentref- 
fen war eine wichtige Gele- 
genheit zum Gedankenaus- 
tausch und zur Diskussion 
über Ideen und Werte. Wir 
haben damit den von der 
EVP-ED-Fraktion begonne- 
nen politisch-religiösen Dia- 
log stimuliert und fortge- 
setzt", sagte Pöttering. 

In seiner Rede kritisierte 
Pöttering erneut unmiss- 
verständlich jegliche religi- 
öse Verspottung: „Bedauer- 
licherweise wird das in Eu- 
ropa immer mehr üblich. 
Manche betrachten die Lä- 
cherlichmachung von Reli- 
gionen als Teil der freien 
Meinungsäußerung. Dieses 
Recht auf freie Meinungs- 
äußerung muss und wird 
ohne Zweifel von uns ver- 

teidigt werden. Gleichzeitig 
müssen wir dieses Recht 
aber ausgewogen und ver- 

antwortungsbewusst hand- 

Amr Moussa mit Hans-Gert Pöttering 

haben. Die Freiheit der Mei- 
nungsäußerung muss dabei 
die daraus entstehenden 
möglichen Konsequenzen 
berücksichtigen", betonte 
Pöttering. „Es muss be- 
stimmte Grenzen geben, 
um die soziale Ordnung si- 
cherzustellen und das Recht 
auf freie Meinungsäuße- 
rung verteidigen zu können. 
In diesem Fall werden diese 
Grenzen durch den Respekt 
für die religiösen Gefühle 
anderer definiert." 

Gleichzeitig verurteilte 
Pöttering scharf die Anwen- 
dung von Gewalt: „Gewalt- 
same Maßnahmen gegen ei- 

nen Mitgliedstaat der EU 
werden von uns als gewalt- 
same Maßnahmen gegen al- 
le Mitgliedstaaten der Uni- 
on angesehen. Gewalt kann 
niemals ein Mittel zur Kon- 

fliktlösung sein. Wir dürfen 

auf Polemik nicht mit Pole- 
mik reagieren, auf Aggressi- 
on nicht mit Aggression und 

auf Unsensibilität nicht mit 
Unsensibilität. Toleranz ist 
keine Einbahnstrasse, son- 
dern muss auf Gegenseitig' 

keit beruhen", betonte Pöt- 
tering. 

Der Fraktionsvorsitzen- 

de begrüßte auch die Anwe- 
senheit von Benita Ferrero- 
Waldner, EU-Kommissarin 

für Außenbeziehungen, des 
Vorsitzenden des auswärti- 

gen Ausschusses im Europa' 
Parlament, Elmar Brok Md 
EP, von Tokia SaTfi MdEP. 
Vorsitzende des Politischen 
Ausschusses für Sicherheit 

und Menschenrechte der 
Parlamentarischen Versam- 
mlung Europa-Mittelmeer 

sowie weiterer hochrang1' 
ger Mitglieder der EVP-EP 
Fraktion als Zeichen sowohl 
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für die Wertschätzung die- 
ser Initiative der Fraktion 
als auch für die Bedeutung 
dieses Dialoges. 

Lorenzo Cesa MdEP und 
Joao de Deus Pinheiro, beide 
Vizepräsidenten der EVP- 
ED-Fraktion, hoben in ihren 
Wortmeldungen die Arbeit 
der Fraktionsarbeitsgruppe 
01 it dem Islam hervor, die 
nach den Europawahlen 
2004 wieder ins Leben geru- 
fen wurde: „Der erste poli- 
tisch-religiöse Dialog in Bah- 
rain vom November 2005 
§ab uns Hoffnung, ein neu- 
es Kapitel in der Geschichte 
der Beziehungen zwischen 

einem Kernland des Islam 
Ur>d Europa aufzuschlagen. 
D'e EVP-ED-Fraktion hofft, 
dass dieser Dialog auch Par- 
'arnentarier anderer islami- 
Scher Staaten der Region 
^it einbeziehen wird", sag- 
te Cesa. „Die EVP-ED-Frak- 
*'°n sieht die Notwendig- 
keit für diesen Dialog zur 

Ausarbeitung gemeinsamer 
Positionen zu bedeutenden 
fernen,   auf   der   morali- 

schen Basis unserer jeweils 
eigenen religiösen Traditio- 
nen. Solche gemeinsamen 
Positionen können zu Grund- 
lagen einer engeren politi- 
schen und wirtschaftlichen 

Kooperation werden." 

Breite 
Themenpalette 

Zu den zahlreichen The- 

men, die im Laufe der De- 
batte angesprochen wur- 
den, zählte auch die Bedeu- 
tung der Parlamentarischen 
Versammlung Europa-Mit- 
telmeer als ein bevorzugter 
Ort zur Verstärkung der ge- 
meinsamen Beziehungen 
und zur Förderung des Dia- 
logs zwischen den Gesell- 
schaften Europas und der 
arabischen Welt. Der Dia- 
log, an dem sich auch die 
Botschafter der Arabischen 
Liga rege beteiligten, um- 
fasste auch Themen wie ei- 

ne mögliche Antwort auf 
die nukleare Bedrohung 

durch den Iran, die Möglich- 

keiten für eine Unterstüt- 
zung der Road Map für ei- 
nen Frieden zwischen Paläs- 
tina und Israel in Folge des 
Wahlsieges der Hamas und 

die notwendige Kooperati- 
on zwischen der Arabischen 
Liga und der EU für Stabi- 
lität im Irak. 

„Unsere Völker müssen 
offener miteinander umge- 
hen. Aber auch unsere Re- 
gierungen, politische Par- 
teien und die politischen 
und religiösen Verantwor- 
tungsträger sowie die In- 
ternationalen und Europäi- 
schen Institutionen müssen 
sich der Gesellschaft der is- 
lamischen Länder mehr öff- 

nen. In einer Zeit zuneh- 
mender Globalisierung, in 
der Wirtschaft, Finanzen, 
neue Technologien und die 
Medien traditionellen Be- 
ziehungen ein neues Modell 
gegenüberstellen, sollten wir 
zusammenarbeiten, um un- 
seren Bürgern eine gegen- 

seitige Akzeptanz zu er- 
möglichen", sagte Pöttering 
abschließend. 

KÜSTERS NEUER BUNDESVORSITZENDER DES RCDS 

f'm A. Küsters aus Düsseldorf ist neuer 
Bundesvorsitzender des Ring Christlich- 
demokratischer Studenten (RCDS). Der 
Jurastudent folgt auf Dorlies Last, die in 
diesem Jahr nicht mehr zu Wahl stand. 
Fudern wählten die Delegierten auf der 
diesjährigen   Versammlung   Karen   von Tim A. Küsters 

Kibedi Varga (Univer- 
sität Mannheim) und Ca- 

rolin Stupp (Ludwig- 

Maxi mi-lian-Universität 
München) zu Stellvertre- 
tenden Bundesvorsitz- 
enden. 
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Aus den Ländern 

Sachsen-Anhalt 

Kraftvoller Start in heiße 
Wahlkampfphase 

Mit 600 Delegierten und 
Gästen sowie prominenter 
Unterstützung aus der 
CDU-Bundesspitze starte- 
te die sachsen-anhaltini- 
sche CDU in Barleben in 
die heiße Phase des Land- 
tagswahl kämpf es. 

Spitzenkandidat und Mi- 
nisterpräsident Wolfgang 
Böhmer zog in seiner Rede 
eine Bilanz der Regierungs- 
arbeit seit 2002 und gab ei- 
nen Ausblick auf die Ziele 

der CDU für die Regierungs- 
zeit 2006 bis 2011. So sei 
Sachsen-Anhalt bei der Be- 

kämpfung der Arbeitslosig- 
keit gut vorangekommen, 
die Stimmung in der Wirt- 
schaft habe sich deutlich 
aufgehellt und etliche Kenn- 
zahlen belegen, das Sach- 
sen-Anhalt auf dem richti- 
gen Weg ist. „Die Themen 
Wirtschaft und Arbeits- 
markt", so Böhmer, „be- 
halten weiterhin absolute 

Priorität." 
Als gut, professionell 

und verlässlich bezeichnete 
der Stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU Deutsch- 
lands und niedersächsische 

Ministerpräsident Christian 
Wulff die Arbeit der Landes- 
regierung  unter  Wolfgang 

Von links: Thomas Webel, Christian Wulff, Wolfgang Böhmer 

Böhmer. Rückenwind erfah- 
re die Böhmer-Regierung 
aus der Bundespolitik. Die 

100-Tage-Bilanz der Bun- 
desregierung dürfte selbst 
den letzten Zweifler über- 
zeugt haben, dass Angela 
Merkel „eine tolle Bundes- 
kanzlerin" ist und zudem 
das richtige Gespür für die 
Probleme Ostdeutschlands 
hat, so Wulff. Zugleich 
warnte er vor den Gefahren 
einer möglichen rot-roten 
Regierung in Sachsen-An- 
halt: „Bündnisse zwischen 

SPD und PDS sind bislang 
immer gescheitert." 

Der Vorsitzende des 

sachsen-anhaltinischen Lan- 
desverbandes, Thomas We- 
bel, sieht das Land vor einer 
Grundsatzentscheidung: 

„Am 26. März entscheiden 

die Wähler, ob in Sachsen- 

Anhalt auch weiterhin eine 

konsequente Politik für 

mehr Wachstum und Arbeit 

gemacht werden kann oder 

es mit Rot-Rot auf einen Ab' 
stiegskurs geht. Deshalb 
will die CDU mit Abstand 
die stärkste Partei werden, 

damit Wolfgang Böhme'' 
Ministerpräsident bleib1 

und wir die erfolgreiche Ko' 
alition mit der FDP fortset- 

zen können. Denn das wäre 
das Beste für unser Land 

und seine Menschen." 

Eine umfangreiche 
Berichterstattung rund 

um den Wahlkampf 
finden Sie auf http:// 

www.cdulsa.de 
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Aus den Ländern 

Rhein land-Pfalz 

Ausbildung und Schule besser verzahnen 
Im Rahmen des Landtags- 

Wahlkampfes besuchte die 
Vorsitzende der CDU 
Deutschlands und Bun- 
deskanzlerin Angela Mer- 
kel zusammen mit dem 
Landesvorsitzenden Chris- 
toph Bohr die Firma Karl 
Otto Braun in Wolfstein. 

Im gemeinsamen Ge- 
spräch mit den Auszubil- 
denden des mit rund 800 
Beschäftigten größten mit- 
telständischen Unterneh- 
mens im Kreis Kusel beton- 
ten Angela Merkel und Chris- 
toph Bohr wie wichtig Bil- 

dung gerade in jungen Jah- 
ren ist. „Schon im Kinder- 
garten werden die Grund- 

steine für den weiteren Bil- 
dungsweg gelegt", sagten 
Angela   Merkel   und   Chri- 

stoph Bohr. Mit Blick auf die 

weitere Schullaufbahn for- 
derte Christoph Bohr eine 
„stärkere Verzahnung von 
berufspraktischer Ausbil- 

dung und Schule". 

HAMBURG: FISCHER IM AMT BESTÄTIGT 

Dirk Fischer heißt der al- 
te und neue Vorsitzende 
der Hamburger CDU. Mit 
82% wählten die Dele- 
gierten den Verkehrs- und 
baupolitischen Sprecher 
der Bundestagsfraktion 
auf einem Landespartei- 
tag für weitere zwei Jahre 
an ihre Spitze. 

Als stellvertretende 
Parteivorsitzende wurden 
die Bundestagsabgeord- 
neten Antje Blumenthal 
und Jürgen Klimke, sowie 
die Senatoren Michael 
Freytag und Birgit Schnie- 
ber-Jastram   gewählt.   In 

Dirk Fischer 

seiner Rede beton- 
te Dirk Fischer: 
„Den klaren Wäh- 

lerauftrag haben 
wir bisher erfolg- 

reich und konse- 
quent genutzt, um 
unsere wachsende 
Stadt in zentralen 
Politikfeldern wei- 
ter nach vorne zu bringen. 
Wir haben gemeinsam 
hart gearbeitet, um unsere 
,grüne Metropole am Was- 
ser' zu dem zu machen, 
was Hamburg auszeich- 
net: eine Stadt mit ho- 
her Lebensqualität, in der 

man gerne lebt, 
wohnt und ar- 
beitet; eine 
sichere Metro- 
pole, in der sich 
insbesondere 
Familien mit 

Kindern wohl 
fühlen; eine 
Stadt, die wirt- 

schaftliche Dynamik und 
Aufschwung verkörpert!" 
Mit Bürgermeister Ole 

von Beust habe sich die 
Hansestadt zu einer pul- 
sierenden Metropole mit 
internationaler Ausstrah- 
lung entwickelt. 



Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Ohne mehr 
Flexibilität kein Job- 

wunder 

Bundesregierung und Ko- 
alitionsfraktionen haben 
die Bekämpfung der Mas- 
senarbeitslosigkeit zu 
Recht zu einer ihrer wich- 
tigsten politischen Aufga- 

ben gemacht. 
Die aktuellen Arbeits- 

marktdaten aus Nürnberg 
zeigen, dass weitere An- 
strengungen dringend er- 
forderlich sind, zumal die 
amtliche Zahl von 5,048 
Mio. Arbeitslosen nicht die 
ganze Wahrheit ist. Hun- 
derttausende von Erwerbs- 
losen sind weiterhin in ar- 
beitsmarktpolitischen Pro- 
grammen versteckt. 

Bei der Stimulierung von 
Wachstum und Beschäfti- 
gung darf es weder um Par- 
teipolitik noch um Ideologie 
gehen. Im Vordergrund soll- 
te einzig und allein stehen, 
was den Menschen, die Ar- 
beit suchen, hilft. Auch die 
Vereinbarungen des Koaliti- 
onsvertrages   müssen   sich 

daran messen lassen. 
Für mehr und nachhal- 

tige sozialversicherungs- 
pflichtige Beschäftigung in 

Deutschland kann nur der 
Mittelstand sorgen, der über 
70 Prozent aller Arbeitsplät- 
ze stellt. Wenn nur jeder 
zweite der rund 3,3 Millio- 
nen kleinen und mittleren 
Betriebe hierzulande einen 
Erwerbssuchenden einstel- 
len würde, könnte die Ar- 
beitslosigkeit um ein Drittel 
gesenkt und ein Jobwunder 
entfacht werden. 

Alle Experten sind sich ei- 
nig: Neben günstigen volks- 
wirtschaftlichen und wirt- 
schaftspolitischen Rahmen- 

bedingungen ist mehr Flexi- 
bilität am deutschen Arbeits- 
markt entscheidend. Daran 
müssen sich alle geplanten 

Maßnahmen messen: 
i Der Kombilohn ist ein 

stumpfes Schwert im Kampf 
gegen die Arbeitslosigkeit, 

wenn nicht ein funktionie- 
render Niedriglohnsektor 
mit ausreichendem Arbeits- 
platzangebot existiert. Oh- 
ne Anreize für einfache Ar- 
beiten bleiben Kombilöhne 

HINTERGRUNDINFOS 

Umfangreiche Informationen zur 100-Tage-Bilanz finden 
Sie aufwww.cdunet.de 

Faktensammlung (PDF, 7 Seiten) 

Flugblattset (5 Flugblätter) 
Presseschau (Lang-, Kurzfassung) 
Sprechzettel von Ronald Pofalla zur Pressekonferenz 

Michael Fuchs 

wirkungslos. Das bestehen- 
de Arbeitslosengeld II er- 
füllt diese Voraussetzungen 
nicht. Auch ein einheitlicher 
gesetzlicher Mindestlohn 

schafft noch keinen einzi- 
gen Arbeitsplatz, sondern 
wirkt eher kontraproduktiv 

und beschleunigt die Verla- 
gerung von einfachen Tätig- 
keiten in Niedriglohnländer. 

■ Auch wenn bislang kei- 
ne Einigung erzielt werden 
konnte, haben Union und 
SPD in den Koalitionsver- 

handlungen zu Recht fest- 
gestellt, dass betriebliche 

Bündnisse unter Wahrung 

der Tarifautonomie ein 

wichtiges Instrument zur Be- 
schäftigungssicherung sind- 

Für den Mittelstand als größ- 
tem Arbeitgeber sind sie ele- 

mentar. Tarifpartner und P°' 
litik müssen auch über die- 

ses Element noch einmal 'n' 

tensiv nachdenken. 
Die  2003   eingeführten 

Minijobs haben sich als Er' 
folgsschlager für Branchen 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Jrenz Meyer 

•fiit hohen saisonalen 
Schwankungen und im 

Kampf gegen Schwarzarbeit 
erwiesen. Gerade Frauen 
und Geringqualifizierten er- 
pichtem sie einen späteren 
Wiedereinstieg in Vollzeit- 
tätigkeiten. Die Attraktivi- 
tät dieses Instruments soll- 
te nicht ohne Not ge- 
schwächtwerden. 

Insgesamt muss gelten: 
Ein kluges und abgestimm- 
tes Gesamtkonzept am Ar- 
beitsmarkt geht vor Schnell- 
schüssen und Flickschuste- 
rei. Das haben die Hartz-Re- 
formen schmerzlich gezeigt. 

Michael Fuchs ist der 
mittelstandspolitische 
Fraktionssprecher. 

Positive Signale am 
Arbeitsmarkt durch 
konsequente Arbeit 

stärken 

Die verbesserte Stimmung 
bei Unternehmern und Ver- 
brauchern hat die positive 
Entwicklung am Arbeits- 
markt gegenüber dem Vor- 
jahr begünstigt - und das 
trotz des harten Winters. 

Die deutlich gestiegene 
Zahl der offenen Stellen ist 
ein weiteres Indiz für eine 
optimistische Prognose. 

Jetzt gilt es durch konse- 
quentes und zügiges Umset- 
zen der im Koalitionsvertrag 
vorgesehenen Maßnahmen 
und Reformen die Voraus- 
setzungen für einen nachhal- 
tigen Aufschwung zu schaf- 
fen und die optimistische 
Stimmungslage zu stärken. 
Nur bei Neueinstellungen 
und mehr regulärer Beschäf- 
tigung werden die Arbeit- 
nehmer die Angst um ihren 
Arbeitsplatz verlieren. Das 
wird dann auch durchschla- 
gende Wirkung auf die In- 
landsnachfrage haben. 

Laurenz Meyer ist der 
wirtschaftspolitische Frakti- 
onssprecher. 

HISTORISCHES ERGEBNIS FÜR CDU IN LEIPZIG 

Zum Ausgang der Ober- 
bürgermeister-Wahlen in 
Leipzig erklärt der Ge- 
neralsekretär der CDU 
Deutschlands, Ronald Po- 
falla: 

Unser Spitzenkandidat 
Uwe Albrecht darf sich als 
der wahre Sieger dieser 

Wahl fühlen. Mit 44 Pro- 
zent hat er für die CDU ein 
historisches Ergebnis er- 
zielt. Das ist das beste Er- 

gebnis, das wir jemals in 
Leipzig erzielt haben. 

Das ist 
vor allem der 
Verdienst 
von Uwe Alb- 

recht, der ei- 
nen tollen 

Wahlkampf 
geführt und 
bis zuletzt ge- 
kämpft hat. Dafür danke ich 
ihm ausdrücklich im Namen 
der gesamten Partei. Das Er- 
gebnis von Leipzig unter- 
streicht den positiven Trend 
für die CDU insgesamt und 

Ronald Pofalla Uwe Albrecht 

ist eine gute Vorlage für die 
anstehenden Landtagswah- 
len in Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz und Sach- 
sen-Anhalt und die Kommu- 

nalwahlen in Hessen. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Bestellschein > Medaille „60 Jahre CDU' UBC 

Union Betriebs-GmbH 

Postfach 1190 

53348 Rheinbach 

Die Lieferung wird erbeten 
gegen Rechnung an folgende Anschrift 
(Bitte keine Postfachanschrift!) 

Lieferanschrift (falls nicht identisch) Absender/KV-Nr. 

Rechnungsanschrift 

CDU-Verband oder Name CDU-Verband oder Name 

Ansprechpartner Ansprechpartner 

Straße, Nr. Straße, Nr. 

PLZ, Ort PLZ, Ort 

Telefon felefon 

Anlässlich der Gründung der CDU vor 60 Jahren 

Die Vorderseite mit dem Motiv „60 Jahre CDU. - Erfolgreich für Deutschland. - 1945-2005." 

Die Rückseite mit den umlaufenden Namen aller Parteivorsitzenden von Konrad Adenauer 
bis zu Angela Merkel und dem Motiv „Besser für die Menschen. - CDU" 

Anzahl Material Beschreibung 

Bronze Vorderseite einseitig geprägt, oberer Teil sandgestrahlt, mittlerer Teil gebürstet, 
unterer Teil glänzend, Schriften poliert, Rückseite gebürstet, 50 mm Durchmesser, im Etui 
Stückpreis 18,00 Euro, einschließlich Mehrwertsteuer, zuzüglich Porto und Verpackung- 

Feinsilber 1000 Vorderseite einseitig geprägt, oberer Teil sandgestrahlt, mittlerer Teil gebürstet, 
unterer Teil spiegelglanzgeprägt, Schriften poliert, Rückseite spiegelglanzgeprägt, 
40 mm Durchmesser, im Etui, 
Stückpreis 40,00 Euro, einschließlich Mehrwertsteuer, zuzüglich Porto und Verpackung- 

Widerrufsrecht 

Mir ist bekannt, dass ich diesen Auftrag innerhalb von 
zehn Tagen durch Mitteilung an das UBG-Medienzen- 
trum widerrufen kann. Zur Wahrung der Frist genügt 
die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 

Datum /Unterschrift 

So erreichen Sie uns! 

Bei Rückfragen steht Ihnen jederzeit zu Verfügung 

Christa Greef Telefon: o 22 26/8 02-102 

Union Betriebs-GmbH 
Egermannstraße 2, 53359 Rheinbach 
christa.greef@ubg-medienzentrum.de 
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Öffentlichkeitsarbeit 

CDU CDU 

Q    Q     J      -J 

r r ö u 
Logo-Bogen „CDU" 

bedruckte selbstklebende Logos auf Trägerpapier, 
Bogen mit 13 Logos in verschiedenen Größen und 

Ausführungen, Größen von 13,0 x 4,3 cm bis 48 x 20 cm 

Bestell-Nummer:0546 
Preis je 1 Bogen: 22,00 € 
inkl. MwSt: 25,52 € 

Aufkleber „CDU" 
Größe: 5 x 3 cm 

Bestell-Nummer:9891 
Preis je 100 Stück: 4,00 € 

inkl. MwSt.: 4,64 € 

Notizblock 
Format DIN A7, 50 weiße Blätter 

Bestell-Nummer:9813 
Preis je 

inkl. MwSt.: 32,48 € 

Bleistift 

Bestell-Nummer:903 
Preis je 10i 

inkl. MwSt: 15,66 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Fußballjahr 2006 - aktiv dabei! 

Trainings- u. Wettkampffußball 
Das MUSS in diesem Jahr! Für jedes Turnier, 
als Präsent oder „einfach nur so". 

Bestell-Nummer:9614 
Preis je Stück: 13,20 € 
inkl. MwSt: 15,31 € 

Unsere kleinen Fußbälle 

Sonderpreis 

Kleiner Ball - in 2 versch. Farben 
20 Bälle im Netz, inkl. einer Ballpumpe. Er ist wie ein 

richtiger Fußball, jedoch kleiner und handlicher. Ideal für 

Sommerfeste, für Spiel und Spaß oder als Kleinwerbe- 

mittel. 

Bestell-Nummer:9823 
Preis je 20 Stück: 25,80 € 
inkl. MwSt.: 29,93 € 

... auch im Doppelpack 

Kleiner Ball - als Doppelpack 
schon aufgepumpt 

Bestell-Nummer: 9824 
Preis je 2 Bälle: 6,00 € 
inkl. MwSt: 6,96 € 

7106 



Öffentlichkeitsarbeit 

Leporello 

.Neue Möglichkeiten für Jugendliche." 

Bestell-Nummer: 2284 

Preis je 100 Stück: 11,00 € 
inkl. MwSt: 11,77 € 

Leporello 
„Neue Möglichkeiten für Forscher. 

Bestell-Nummer: 2285 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 
inkl. MwSt: 11,77 € 

Leporello 
.Herausforderungen und Chancen für 

Hochschullehrer und Studierende." 

Bestell-Nummer: 2286 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 

inkl. MwSt.: 11,77 € 

Leporello 
„Bessere Chancen für Menschen in 
den neuen Ländern." 

Bestell-Nummer: 2287 

Preis je 100 Stück: 11,00 € 
inkl. MwSt.: 11,77 € 

/<4r! 
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Öffentlichkeitsarbeit 

für0eutscn,a' 

Leporello 

.Mehr Qualität für Schüler und Lehrer." 

Bestell-Nummer:2; 

Preis je 100 Stück: i: 
inkl. MwSt: 11,77 € 

Leporello 
„Bessere Chancen für Arbeitsuchende. 

Bestell-Nummer:2289 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 
inkl. MwSt: 11,77 € 

Leporello 
„Unsere Konzepte in der Steuerpolitik." 

Bestell-Nummer:2290 
Preis je IOC 

inkl. MwSt.: 11,77 € 

Leporello 
„Mehr Sicherheit." 

Bestell-Nummer:2291 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 

inkl. MwSt.: 11,77 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Leporello 
.Verlässliche Sozialsysteme." 

Bestell-Nummer: 2292 
Preis je 100 Stück: 11,00 i 

inkl. MwSt.: 11,77 € 

Leporello 
„Bessere Startchancen für Existenzgründer. 

Bestell-Nummer: 2293 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 
inkl. MwSt.: 11,77 € 

Leporello 

.Mehr Chancen für Mittelständler." 

Bestell-Nummer: 2294 

Preis je 100 Stück: 11,00 € 
inkl. MwSt.: 11,77 € 

I 

Leporello 
„Klarheit für Soldaten, Wehr- und Zivil- 
dienstleistende." 

Bestell-Nummer: 2295 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 
inkl. MwSt.: 11,77 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Leporello 

„Bessere Chancen für Frauen." 

Bestell-Nummer:2296 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 

inkl. MwSt.: 11,77 € 

Leporello 
„Neue Chancen für Menschen 
in den Städten und Gemeinden." 

Bestell-Nummer:2297 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 
inkl. MwSt.: 11,77 € 

Leporello 
.Neue Chancen in der Energie- 

und Umweltpolitik." 

Bestell-Nummer: 2298 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 

inkl. MwSt.: 11,77 € 

Leporello 
„Mehr Schutz für Verbraucher. 

Bestell-Nummer: 2299 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 

inkl. MwSt.: 11,77 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Leporello 
.Neue Chancen für die Landwirtschaft." 

Bestell-Nummer: 2] 
Preis je 

inkl. MwSt: 11,77 € 

Leporello 
„Mehr Möglichkeiten für Familien. 

Bestell-Nummer: 2301 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 
inkl. MwSt.: 11,77 € 

Leporello 
.Bessere Zukunftschancen für 

Arbeitnehmer." 

Bestell-Nummer: 
Preis je 1( 

inkl. MwSt.: 11,77 € *.X- 

Leporello 
„Mehr Möglichkeiten für ältere Menschen. 

Bestell-Nummer: 2303 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 
inkl. MwSt.: 11,77 € 
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Der Fußballplaner zur Weltmeisterschaft 

Bestell-Nummer:9849 
Preis je 500 Stück: 16,00 € 
inkl. MwSt.: 18,56 € 

Lieferbar ab dem 10. März 2006! 

BESTELLANSCHRIF1" 

arvato logistics services 
CDU-Kundenbetreung 

Telefax 05241-8094165 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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